
Auch wir gehen davon aus, daß wir hier neue Erfahrungen im de­
mokratischen und kulturvollen Miteinander sammeln konnten. 
Auch wir danken den Vertretern der Kirchen für ihren besonne­
nen und bedeutenden Beitrag in dieser Zeit.

Für die Mitglieder unserer Partei wurde in diesem Prozeß be­
sonders deutlich, wie sich christliche und sozialistische Ideale 
zumindest stark ähneln.

(Bewegung bei CDU/DA und Beifall bei PDS)

Dann müssen Sie sich mal eingehender damit beschäftigen; 
dann werden Sie das auch feststellen. Aber vielleicht ist es sogar 
besser, Sie lassen es.

(Beifall bei PDS)

Herr Ministerpräsident! Wir stimmen mit Ihnen überein, daß 
die Regierung den Interessen aller Bürgerinnen und Bürger die­
ses Landes verpflichtet ist und eben nicht denen früherer Wahl­
kampfhelfer. Die PDS weiß um die Verantwortung der SED für 
die Geschichte des Landes. Sie trägt diese nicht allein, aber unse­
re Partei stellt sich der Geschichte, der antifaschistischen Her­
kunft ebenso wie stalinistischen Fehlentwicklungen.

Die Geschichte des Landes war widerspruchsvoll. Sie ist mit 
Sicherheit auch, aber nicht ausschließlich eine Kette von Fehllei­
stungen, Lug und Betrug. Es wäre unverantwortlich, ganze Ge­
nerationen ins Abseits zu stellen.

Unsere Partei ist dabei, ihre und die Geschichte des Landes in 
all ihren Seiten differenziert aufzuarbeiten. Das ist nicht einfach. 
Viele Mitglieder der PDS erlebten und erleben auch in ihrer Par­
tei eine Befreiung. Aber fast 1,9 Millionen Wähler haben uns als 
neue demokratische Partei legitimiert, eine Tatsache, die auch 
durch die Abgeordneten der Volkskammer respektiert werden 
sollte.

Und dem Abgeordneten der DSU, der gestern betonte, sich 
von uns in Fragen Demokratie nicht belehren lassen zu wollen, 
sei gesagt, wir haben nicht die Absicht, andere zu belehren. Wir 
lassen uns aber auch nicht den Mund verbieten, zumal wir unse­
rem demokratischen Wählerauftrag verpflichtet sind.

(Beifall bei PDS)

Wir stehen in einem Erneuerungsprozeß, der viel mehr ist als ei­
ne Wende. Und die Mehrzahl der ehemaligen SED-Mitglieder hat 
nicht PDS gewählt, während die Mehrzahl unserer Wähler nie Mit­
glied der SED war - zumindest laut Infas -, und wen die anderen 
Ehemaligen gewählt haben, das entzieht sich unserer Kenntnis.

(Gelächter bei CDU/DA)

Na, vielleicht wissen Sie es ja besser. Das ist schon denkbar.

Das Streben nach freier Selbstbestimmung des Volkes darf 
nicht durch Kolonialisierung, wie teilweise im Wahlkampf ge­
schehen, erdrückt werden. Die Fraktion der PDS betrachtet es 
als große Verantwortung der Regierung, Selbstbewußtsein und 
Selbstvertrauen des Volkes in die eigene Kraft zu stärken. Unse­
re Fraktion wird entschieden dafür wirken, Rechtsstaatlichkeit 
herzustellen und vielen Menschen Ängste vor Ausgrenzungen 
und undemokratischen Behandlungen zu nehmen. Wir sollten 
gemeinsam gegen Intoleranz, wo sie auch auftritt, angehen - 
auch, wenn sie hier im Hause auftritt.

Wir begrüßen Ihre Ausführungen, Herr Ministerpräsident, die 
Sie zu guter Nachbarschaft und zur Freundschaft mit den Völ­
kern im Osten und im Westen und insbesondere mit denen der 
Sowjetunion gemacht haben. Wir begrüßen auch Ihre Feststel­
lung, daß die Probleme der Dritten Welt in sozialer und ökologi­
scher Hinsicht unvorstellbar viel größer sind als unsere eigenen 
Probleme, und daß wir verpflichtet sind, einen Beitrag zu einer 
gerechten Weltwirtschaftsordnung zu leisten.

Wir begrüßen Ihre offensichtliche Absicht, eine souveräne Re­
gierung der DDR zu leiten. Diesbezüglich werden Sie immer un­

sere Unterstützung haben. Diese Unterstützung und ein hoher 
Grad an Souveränität werden nötig sein, wenn man bedenkt, wie 
sehr das Interesse des Bundeskanzlers an den Wählern in der 
DDR nach dem 18. März 1990 nachgelassen hat. Dies wird auch in 
den Diskussionen zum Umtauschkurs im Rahmen einer Wäh­
rungsunion besonders deutlich. Keinesfalls darf eine Situation 
eintreten, in der Sie nach dem 6. Mai, d. h. nach den Kommunal­
wahlen, gezwungen wären, einzuräumen, daß ein Kurs von 1:1 
in den Verhandlungen mit der Regierung der BRD nicht durch­
setzbar war.

Lassen Sie mich nun aus der Sicht der Opposition und daher 
kritisch zu einigen Aspekten der Regierungserklärung Stellung 
nehmen. Dabei geht es um Dinge, die nicht gesagt wurden oder 
bei denen die Ausführungen als ungenau bezeichnet werden 
müssen oder wir Widersprüche zur schriftlichen Vereinbarung 
der Koalitionspartner erkannten.

Wir gehen davon aus, daß die Frage der deutschen Einigung in 
der Regierungserklärung nicht ausreichend in den europäi­
schen Einigungsprozeß eingeordnet worden ist. Die Völker Eu­
ropas haben aber ein Recht darauf, keine Angst vor einem geein­
ten Deutschland zu haben. Durch ein neues Deutschland darf es 
auch keine Verschiebung im Kräfteverhältnis zwischen Ost und 
West geben. Für uns ist deshalb die Vorstellung unannehmbar, 
daß ein künftiges, größeres Deutschland der NATO angehört. Es 
muß nach unserer Auffassung entmilitarisiert sein.

(Beifall bei PDS und Bündnis 90/Grüne)

Damit entfällt auch die Zugehörigkeit zu militärischen Blök- 
ken. Sicherlich sollte gleichzeitig die Auflösung der militäri­
schen Blöcke angestrebt werden. Aber wenn dies nicht gelingt, 
darf von einem neuen Deutschland trotzdem keine militärische 
Gefahr mehr ausgehen. Eine hyperökonomische Hegemonie in 
Europa kann nicht noch durch eine militärische ergänzt werden. 
Und dafür ist nun einmal das sichertes Mittel eine international 
kontrollierte und garantierte Entmilitarisierung. Zu einem sol­
chen Ziel haben Sie sich in Ihrer Regierungserklärung nicht be­
kannt. Sie haben aber davon gesprochen, daß Deutschland eine 
Brücke zwischen Ost und West darstellen soll. Mit einer solchen 
Formulierung können wir uns identifizieren. Im Widerspruch 
dazu steht aber die Koalitionsvereinbarung, die für das neue 
Deutschland zumindest vorübergehend eine NATO-Mitglied- 
schaft vorsieht. Die Tatsache, daß Sie, Herr Ministerpräsident, 
sich zu dieser Frage nicht äußerten, kann deshalb nicht zwin­
gend zu der Schlußfolgerung führen, daß Sie eine NATO-Mit- 
gliedschaft des vereinigten Deutschlands ausschließen wollen. 
Dies wäre aber im Interesse der Sicherheit der europäischen 
Völker von grundlegender Bedeutung, und anders kann eine 
Brücke zwischen Ost und West durch Deutschland auch nicht 
gebildet werden.

In diesen Zusammenhang gehört auch die Tatsache, daß Sie 
sich mit Ihrer Regierungserklärung zur Frage der Wehrpflicht 
nicht geäußert haben. Wir gehen nach wie vor davon aus, daß die 
Abschaffung der Wehrpflicht in der DDR noch im Jahre 1990 ein 
wichtiger Beitrag zur Entmilitarisierung wäre. Sie hätte auch 
Vorbildwirkung für adäquate gesetzgeberische Maßnahmen in 
der Bundesrepublik Deutschland. Da Sie sich dazu nicht äußer­
ten, haben wir die Hoffnung, daß ein entsprechender Gesetzes­
entwurf auch die Zustimmung der Koalitionsparteien finden 
wird. Ansonsten sollte sich die Regierung offen dazu bekennen, 
daß sie für die Beibehaltung der Wehrpflicht ist.

Keine Einigkeit werden wir in der Frage des Weges zur deut­
schen Einheit erzielen.

Namens der PDS-Fraktion erkläre ich, daß wir entschieden ge­
gen einen Beitritt der DDR gemäß Artikel 23 des Grundgesetzes 
der Bundesrepublik Deutschland eintreten. Ein solcher Schritt 
ist nach unserer Auffassung mit erheblichen politischen, juristi­
schen und psychologischen Nachteilen verbunden. Zur Über­
windung der Spaltung gehört, sich mit der Geschichte der Spal­
tung ausreichend zu beschäftigen. Diese Spaltung vollzog sich 
zu keinem Zeitpunkt als einseitiger Akt. Es ist unbestritten, daß 
auch die damalige Bundesregierung unter Kanzler Adenauer 
einen wesentlichen Anteil daran hatte, der selbst erklärte, lieber
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